
Am 14. Oktober beginnt in diesem
Jahr die Ungerechtigkeit. „Wenn
mandiestatistische Jahreslückezwi-
schen den Geschlechtern zurück-
rechnet, arbeiten Frauenab jetzt bis
Endedes Jahresunentgeltlich“, sagt
Renate Götze von ver.di Hamburg.
Unter dem etwas sperrigen Titel
„TagderbetrieblichenEntgeltgleich-
heit“ machen die Gewerkschaften
im Herbst jeden Jahres auf die hohe
statistische Entgeltdifferenz zwi-
schendenGeschlechtern inDeutsch-
land aufmerksam.

beRtRiebsRäte veRRingeRn
lohnlücke

Sie liegt hierzulande bei 21 Prozent
und ist damit im europäischen Ver-
gleich eine der höchsten. Sie ist
auch zu erklären durch die unter-
schiedliche Berufswahl der Ge-
schlechter, durch vermehrte Teil-
zeitarbeit von Frauen, durch ihren
stärkeren Einsatz bei Familien- und
Pflegeaufgaben. Aber es zeigt sich
auch, dass die Lohnlücke dort ge-
ringer ist, wo Gewerkschaften aktiv
und Betriebsräte vorhanden sind.
In Hamburg machten Mitte Ok-

tober unter anderem die ver.di-
Frauen mit einem Infostand in der
Innenstadt auf diese Ungerechtig-
keitaufmerksam, inanderenStädten
gab es weitere Aktionen.
„DieEntgeltlückezwischenFrauen

und Männern ist ungerecht“, sagt
auch Bundesfrauenministerin Ma-
nuela Schwesig. Deswegen hat ihr
Ministerium bereits vor einiger Zeit

einenGesetzentwurf vorgelegt,mit
dem die Lücke geschlossen werden
soll. Jetzt hat der Koalitionsaus-
schuss einen Kompromiss dazu ge-
funden und das Entgelttranspa-
renzgesetz auf den Weg gebracht.
„Wir hoffen, dass das Tabu, über

Löhne und Gehälter zu sprechen,
nun ein Stück weit aufgebrochen
wird“, sagtdiestellvertretendeDGB-
Vorsitzende Elke Hannack.
Allerdings hätten sich die Ge-

werkschaftenanvielenStellenmehr
Mut gewünscht, im Interesse der
Frauen über die Vereinbarung des
Koalitionsvertrageshinauszugehen.
Schon jetzt stehe fest, dass die ge-
planteEvaluationzurEntgeltgleich-
heit inkleinerenBetriebenschnellst-
möglich erfolgen müsse, um das
Gesetz hier nachbessern zu können.
Nach dem Entwurf besteht der in-
dividuelle Auskunftsanspruch nur
in Betrieben und Verwaltungen mit
mehrals200Beschäftigten, inKlein-
betrieben istderFrauenanteil jedoch
am höchsten. Auch sprach sich die
Gewerkschafterin dafür aus, be-
trieblichePrüfverfahrenverbindlich
zu machen. Heike Langenberg

Ein Tabu aufbrechen
entgeltgleichheit – Beim Gesetzentwurf mehr Mut gewünscht
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Mehr
„Die Tarifparteien
sollten auf höhere
Lohnvereinbarungen
abzielen.“

Maurice Obstfeld,
Chefvolkswirt des
Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF),
fordert im „Spiegel“
weniger Zurückhaltung

... bis auf den allerletz-
ten Platz war der Digita-
lisierungskongress, den
ver.di und die Hans-
Böckler-Stiftung Mitte
Oktober in Berlin ausge-
richtet haben. Spätan-
melder/innen wurden
schon länger auf den
Live-Stream verwiesen,
von spontanen Besuchen
wurde abgeraten. Das
zeigt, wie wichtig das
Thema ist. Ein Schwer-
punkt auch der Works-
hops lag im Bereich Mit-
bestimmung, denn auch
in der Arbeitswelt 4.0
verlangen die Beschäf-
tigten Gute Arbeit – und
die kann mit Hilfe von
Gewerkschaften, von Be-
triebs- und Personalrä-
ten durchgesetzt werden.
Nur berichten können
wir in dieser Ausgabe
noch nicht darüber, denn
Kongressbeginn und
Redaktionsschluss fielen
zusammen. Das holen
wir in der nächsten Aus-
gabe der „ver.di news“
nach. hla
www.verdi.de/the
men/digitalisierungs
kongresse/kongress-
2016

Was verdient die Frau?
Der DGB hat das Projekt „Was verdient
die Frau? Wirtschaftliche Unabhängig-
keit“ auf den Weg gebracht. Neben Infor-
mationen zum Thema finden Betriebs-
und Personalräte hier jetzt auch eine
Vielzahl von Handlungshilfen, mit denen
sie die wirtschaftliche Unabhängigkeit
von Frauen in Betrieben und Verwaltun-
gen fördern können. Dazu zählen auch
Musterbetriebsvereinbarungen und Infos
zu rechtlichen Handlungsmöglichkeiten.
www.was-verdient-die-frau.de



(pm) Flexible Arbeitszeiten prägen
dieArbeitszeitrealitätvielerBeschäf-
tigten. Zwar geben immerhin 80
Prozent der Beschäftigten an, in der
Regel wochentags zwischen 7 und
19 Uhr zu arbeiten. Allerdings be-
richten43ProzentderBeschäftigten,
mindestens einmal monatlich auch
am Wochenende zu arbeiten. Über
regelmäßige Rufbereitschaft sind
acht Prozent auch außerhalb ihrer
Arbeitszeit an ihre Arbeit gebunden.
22 Prozent geben zudem an, dass
ihr Arbeitsumfeld erwartet, dass sie
im Privatleben für dienstliche Be-

lange erreichbar sind. Das sind Er-
gebnisseausdem„Arbeitszeitreport
2016“, dendie Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin
(BAuA) jetzt vorgelegt hat.
Tatsächlichwerden zwölf Prozent

derBeschäftigtenhäufigaußerhalb
der Arbeitszeit wegen dienstlicher
Angelegenheitenkontaktiert.weiter
23 Prozent immerhin manchmal.
Führungskräfte sind häufiger be-
troffen als Beschäftigte ohne Füh-
rungsverantwortung. Die ständige
Erreichbarkeit ist zudem kein pri-
märes Phänomen in Großbetrieben.

Die Studie zeigt zudem, dass über-
lange Arbeitszeiten weiterhin für
viele der befragten 20 000 Beschäf-
tigte relevant sind. So arbeiten 17
Prozent der Beschäftigten durch-
schnittlich 48 Stunden und mehr in
derWoche. Ein Fünftel der Beschäf-
tigtenarbeiten imRahmenversetzter
Arbeitszeitenoder in verschiedenen
Schichtsystemen.

Der „ArbeitszeitreportDeutschland
2016“ kann unter www.baua.de/pu
blikationen heruntergeladen wer-
den.

(hla)DasBundesverfassungsgericht
hat am 13. Oktober die Eilanträge
gegen das Freihandelsabkommen
CETA, das Ende dieses Monats zwi-
schen Kanada und der EU geschlos-
sen werden soll, abgelehnt. Aller-
dings haben die Richter/innen des
Zweiten Senats Bedingungen for-
muliert, unter denen die Bundesre-
gierungdervorläufigenAnwendung
von CETA zustimmen soll. Laut dem
vorgesehenen Zeitplan sollen im
Laufe dieser Woche, also nach Red-
aktionsschluss dieser Ausgabe der
„ver.di news“, die EU-Handelsmi-
nister den Vertrag besiegeln. Ende
Oktober soll der kanadische Regie-
rungschef Justin Trudeau nach
Brüsselkommen,umdasAbkommen
zu unterzeichnen. Damit soll CETA
bereits am 1. Januar 2017 vorläufig
in Kraft treten können, also bevor
das EU-Parlament und die 42 davor
notwendigen Regional- und Lan-
desparlamente der EU-Mitglieds-

staaten über das Abkommen ent-
schieden.
Das Gericht hat unter anderem

darauf hingewiesen, dass die Zu-
stimmung des EU-Ministerrats nur
Bereiche umfassen dürfe, die „un-
streitig in der Zuständigkeit der EU
liegen“. Dazu zählennicht Bereiche
wie der Investorenschutz, das
geplante Gerichtssystem oder Re-
gelungen zum Arbeitsschutz. Sie
müssen von der Entscheidung aus-
genommenwerden.Außerdemräu-
men die Richter/innen der Bundes-
republik eine Art Vetorecht ein.
Sollte die Justiz im noch ausstehen-
den Hauptsacheverfahren das eine
oder andere Detail von CETA für
verfassungswidrig erklären, müsse
Deutschland wieder aussteigen.
Campact sagte zu der Karlsruher

Entscheidung, derVersuchderBun-
desregierung, die Bedenken gegen
CETA als gegenstandslos hinzustel-
len, seigescheitert. Immerhinmache

das Bundesverfassungsgericht die
Bedenken vonmehr als 125 000Klä-
ger/innen zum Gegenstand eines
Hauptsacheverfahrens. Die gefähr-
lichsten Regelungen könnten nicht
vorläufig in Kraft treten, außerdem
könne die vorläufige Anwendung
alleine durch Deutschland zurück-
geholt werden.

eRkläRung bRingt nichts

DerNürnberger VölkerrechtlerMar-
kus Krajewski kommt in einem
Rechtsgutachten zu dem Schluss,
dass die Gemeinsame Auslegungs-
erklärung für keinen der bislang
umstrittenen und kritischen Punkte
rechtssichere Verbesserungen oder
Lösungen anbietet. Das Gutachten
hater imAuftragderGrünenverfasst.
Darin folgert er auch, dass die bis-
herige Kritik am Investorenschutz
durch die Erklärung nicht relativiert
wird.

Welcome to Norway

(red.) Die norwegische
Komödie „Welcome to
Norway“ ist Mitte Okto-
ber in den deutschen Ki-
nos angelaufen. Die Ko-
mödie nimmt geschickt
fremdenfeindliche Vorur-
teile aufs Korn. Regis-
seur Rune Denstad Lang-
lo erzählt darin die
Geschichte von Primus.
Dessen Abneigung ge-
genüber Flüchtlingen ist
groß. Allerdings will er
möglichst viele von ih-
nen in einem von ihm
betriebenen Hotel unter-
bringen. Er hofft, das
marode und kurz vor der
Pleite stehende Etablis-
sement mit Hilfe staatli-
cher Zuschüsse doch
noch in eine Goldgrube
verwandeln zu können.
Überhaupt nicht vorbe-
reitet ist er dabei jedoch
auf die diplomatischen
Verwicklungen, die sich
zwischen den Geflüchte-
ten aus verschiedenen
Ländern und Kulturen
entwickeln, und die von
ihm geschlichtet werden
müssen. Erzählt wird die
Geschichte mit Witz und
Warmherzigkeit. Mit viel
schwarzem Humor
nimmt sich der Regisseur
der auch in Skandina-
vien vorhandenen Vorur-
teile gegenüber Fremden
an. Ausgezeichnet wor-
den ist der Film unter
anderem Anfang Juni mit
dem Publikumspreis des
DGB Niedersachsen –
Bremen – Sachsen-An-
halt.

welcome to norway,
regie: rune denstad
langlo, darsteller/in-
nen u.a. anders baasmo
christiansen, olivier
mukuta, henriette
stenstrup, slimane dazi,
neue visionen filmver-
leih und beta cinema,
seit 13. oktober
www.welcome-to-nor
way.de

Ausstiegmussmöglich sein
cetA – Bundesverfassungsgericht macht Politik weitreichende Vorgaben
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Alles nur Stückwerk
pFlegestäRkungsgesetz iii – Verbindliche bundesweite Personalvorgaben sind dringen nötig

(pm) Anlässlich der Anhörung im
Deutschen Bundestag zum Dritten
Pflegestärkungsgesetz (PSGIII)Mitte
Oktoberhat ver.di ihreKritik amUm-
gangderRegierungmitdemProblem
des Personalmangels in der Pflege
bekräftigt. Es sei zwar erfreulich,
dassdieBundesregierung insgesamt

drei wichtige Gesetze zur Pflege auf
den Weg gebracht habe. Auch be-
grüße ver.di, dass mit dem Dritten
PflegestärkungsgesetzdieBeratung
für Pflegebedürftige und ihre An-
gehörigen verbessert werden solle.
AllerdingsbleibediesallesnurStück-
werk: „Das Gesetz greift zu kurz,

weil das entscheidende Instrument
fehlt. Wir brauchen unverzüglich
verbindlichebundesweitePersonal-
vorgaben. Diese müssen sich am
konkreten Bedarf der pflegebedürf-
tigenMenschen orientieren“, sagte
ver.di-BundesvorstandsmitgliedSyl-
via Bühler.

Ständige Erreichbarkeit
ARbeitszeitRepoRt 2016 – Flexible Arbeitszeiten sind weit verbreitet



Kein Weih-
nachtsbaum
im Winter
Etwa 17 Cent mehr am
Tag sollen Erwachsene
ab 2017 für die Leistun-
gen zum Lebensunter-
halt erhalten. Selbst für
den Kauf eines Apfels
reicht das nicht aus. Da-
mit werden Erwerbslose
weiter aus dem gesell-
schaftlichen Leben aus-
gegrenzt. In den Regel-
bedarfen sind keine
Beiträge für Vereine,
Parteien und Gewerk-
schaften vorgesehen,
kein Kinobesuch und
kein Eis im Sommer. Die
Mobilität auf dem Lande
wird zentral einge-
schränkt, denn das Ben-
zin wird aus dem Regel-
satz herausgerechnet.
Selbst für ein Sozialticket
in Berlin reicht der vor-
gesehen Betrag von
26,44 Euro im Monat
nicht aus. Ebenso gibt es
kein Geld für eine Brille
oder die notwendige
Zahnhygiene. Weihnach-
ten fällt aus, Blumen
und auch der Tannen-
baum sind nicht im Re-
gelsatz enthalten. Trotz
der angeblichen von der
Bundesregierung ver-
sprochenen grundlegen-
den Neuermittlung wer-
den die Regelsätze im
Arbeitslosengeld II wei-
ter künstlich klein ge-
rechnet.

(hla)Ganze fünfEuromehr imMonat
bekommen Langzeitarbeitslose ab
JanuarkommendenJahres.Umdiese
Summe sollen die Regelsätze ab
dem kommenden Jahr für Singles
steigen (weitere Erhöhungen siehe
Grafik). Die Veränderungen betref-
fen nicht nur die rund 6 Millionen
Leistungsbeziehenden nach Sozial-
gesetzbuch II, sondern auch Be-
zieher/innen von Sozialhilfe, von
Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung, von Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetzsowiederKriegsopferfürsorge
– insgesamt7,5MillionenMenschen.
Für dieseErhöhung sollte dasVer-

fahren zur Herleitung der Regelbe-
darfe überarbeitet werden, hatte
die Bundesregierung angekündigt.
Doch bis auf zwei Ausnahmen ist
es identisch mit dem Verfahren,
dass die damalige schwarz-gelbe
Bundesregierung beim Regelbe-
darfsermittlungsgesetz 2011 an-
gewendet hat. Es basiert auf der
Einkommens-undVerbraucherstich-
probe (EVS). Dabei werden jedoch
ausschließlich die Ausgaben von
Haushalten am unteren Ende der
Einkommensverteilung betrachtet.

Sie geben daher nur an, wie viel
Menschenmitgeringen finanziellen
Möglichkeiten für Bereiche wie Er-
nährung oder Freizeit ausgeben
können – aber nicht, wie viel nötig
wäre. Daher bezeichnet es der DGB
in einer Stellungnahmeals nicht zu-
lässig, „ohneweiterePrüfungdavon
auszugehen, dass diese Ausgaben
bedarfsdeckend sind und in der
Summe das Existenzminimum dar-
stellen“. Die verwendeten Daten
hältderDGBfür „unreflektiert“.Da-

her hätten sie nur eine „einge-
schränkte Aussagekraft“.
So sanken die Ausgaben für In-

nenausstattung und Haushaltsge-
räte zwischen 2008 und 2013 – den
Jahren, aus denen die Daten der
EVS für das jeweilige Regelbedarfs-
ermittlungsgesetz verwendet wur-
den – um 11 Prozent auf 24,43 Euro.
Der DGB fordert außerdem, die ver-
deckt Armen und Haushalte mit ei-
nemErwerbseinkommenknappüber
GrundsicherungsniveauausderVer-
gleichsgruppe auszuschließen. Bei
Kindern und Jugendlichen seien die
Fallzahlen bei den Ausgabepositio-
nenzurErmittlungderRegelbedarfe
zu gering. In seiner Stellungnahme
weistderDGBauchdaraufhin,dass
die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts aus dem Sommer
2014 immer noch nur unzureichend
umgesetzt werden.
Der DGB schlägt eine Sachver-

ständigenkommission vor, die dem
GesetzgeberVorschläge fürarmuts-
feste und bedarfsdeckende Regel-
bedarfemacht. Da diese Arbeit Zeit
braucht, sollten die Regelbedarfe
als Sofortmaßnahme um eine Art
„Abschlagszahlung“erhöhtwerden.

Eingeschränkte Aussagekraft
lAngzeitARbeitslose – Verfahren für die Anpassung der Regelsätze überprüfen

(pm) Das Bundesbildungsministeri-
um will Schulen bei der Digitalisie-
rung finanziell unterstützen. 5 Mil-
liarden Euro sollen in den
kommenden fünf Jahren dafür be-
reitgestellt werden, Schulen fit für
die „digitale Wissensgesellschaft“
zu machen.„Wo in Klassenzimmern

derSchimmeldieWändehochkriecht
und Schulklos verstopft sind, reicht
es nicht, Tablets und WLAN bereit-
zustellen“, sagt die stellvertretende
DGB-Vorsitzende ElkeHannack.Der
Digital-Pakt sei zwar ein richtiger
Schritt zur Reform des Bildungssys-
tems, könne aber nur ein Teil einer

dringen notwendigen und umfas-
senden Bildungsstrategie sein. Sie
bezifferte den Sanierungsstau auf
34 Milliarden Euro. Die Kommunen
allein seien mit der Sanierung der
Schulen überfordert, daher sei ein
bundesweitesSanierungsprogramm
notwendig.

Verstopfte Schulklos
bildung – Hannack fordert bundesweites Sanierungsprogramm für Schulen

ullA pingel ist vor-
sitzende des ver.di-
bundeserwerbslosen-
ausschusses
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Höhe der Regelbedarfe

ANGABEN IN EURO; QUELLE: DGB

Bis Ende 2016 Ab 2017

Alleinstehende

Volljährige Partner in Bedarfsgemeinschaften

Volljährige bis 25

Kinder 14 bis 18 Jahre

Kinder 6 bis 14 Jahre

Kinder 0 bis 6 Jahre

404
409

364
368

324
327

306
311

270
291

237
237

Vereinbartes Ziel verfehlt
leihARbeit und WeRkveRtRäge – Expertenanhörung zu Gesetzentwurf

(pm) Der Gesetzentwurf zum Miss-
brauch von Leiharbeit undWerkver-
trägen durchläuft gerade das Ge-
setzgebungsverfahren. Im Vorfeld
einer Expertenanhörung im Bun-
destag hat dasWirtschafts- und So-
zialwissenschaftliche Institut der
Hans-Böckler-Stiftung(HBS)denvor-
liegenden Entwurf analysiert. Mit
dem vorliegenden Entwurf sei es

weiterhinmöglich, „Stammbeschäf-
tigteaufDauerarbeitsplätzendurch
Leiharbeitskräfte zuersetzen“,war-
nen die Arbeitsrechtlerin Nadine
Absenger und ihre Kollegen. Für die
effektive Abgrenzung von miss-
bräuchlichen und ordnungsgemä-
ßen Werkverträgen bringe der
Gesetzentwurf nur wenige Verbes-
serungen, denn es fehle der ur-

sprünglich vorgesehene Kriterien-
katalog.Die Informationsrechtevon
Betriebsräten würden zwar klarge-
stellt, die notwenige Mitbestim-
mung sehe der Gesetzentwurf aber
nicht vor. Zudem ist es aus Sicht der
Forscher/innen unwahrscheinlich,
dass der deutliche Einkommens-
rückstand von Leiharbeiter/innen
nachhaltig reduziert werden kann.



(pm) Niedrigste Ausbildungsvergü-
tungen, viele ausbildungsfremde
Aufgaben und Überstunden – Ju-
gendliche,diesichzum/zurFriseur/in
ausbilden lassen, erleben oftmals
einen frustrierenden Berufseinstieg.
ver.di startet deswegen Mitte Okt-
ober im Rahmen der Friseurmesse
„Haare 2016“ in Nürnberg eine bun-
desweite Tarifkampagne unter dem
Motto „Besser abschneiden“.
Ziel ist ein bundesweit allge-

meinverbindlicher Tarifvertrag mit
höheren Vergütungen und Verbes-
serungen der Ausbildungsbedin-
gungen für die rund 23000, zumeist
weiblichen Auszubildenden. 2015
wurden im Friseurhandwerk als
durchschnittliche Ausbildungsver-
gütung laut Bundesinstitut für Be-
rufsbildung (BIBB) im Osten 269
Euro gezahlt, im Westen 494 Euro
monatlich. Damit liegt sie deutlich
unter dem bundesweiten Gesamt-

durchschnitt der tariflichen Ausbil-
dungsvergütungen von 826 Euro.
„Vergütungen von 1,68 Euro in der
StundesindeinSkandal“, sagtver.di-
SekretärMarvinReschinsky. EinGe-
schäftsmodell, das darauf basiere,
dass Auszubildende überwiegend
vonSozialleistungen lebenmüssten,
sei für die Betroffenen und für alle
Steuerzahlernichthinnehmbar.An-
gesichts der Bedingungen sei es
keinWunder,dass im Jahr 2014 rund

6500 Ausbildungsverträge wieder
gelöst wurden.
Der Gewerkschafter sprach sich

dafüraus,denanspruchsvollenund
körperlich anstrengenden Ausbil-
dungsberuf zum Friseur dringend
in Qualität und Bezahlung aufzu-
werten.

www.besser-abschneiden.info
www.facebook.de/besserab
schneiden

Was ist Union Busting?

(pm) Union steht für Ge-
werkschaft, busting
heißt übersetzt „kaputt
machen“ oder „zerschla-
gen“. Die Kombination
der beiden englischen
Wörter steht für den Ver-
such von Unternehmen,
Anwaltskanzleien, Ver-
bänden, Wirtschaftsde-
tekteien oder Unterneh-
mensberatungen, die
Arbeit von Betriebsrät/
innen zu erschweren
oder zu verhindern.
„ver.di news“ hat in den
vergangenen Jahren im-
mer wieder über diese
Fälle berichtet. So kam
es zu ungerechtfertigten
Abmahnungen und Kün-
digungsversuchen enga-
gierter Kolleg/innen oder
Betriebsratswahlen soll-
ten gleich verhindert
werden. Auch wenn das
in Deutschland verboten
ist, nehmen die Fälle von
Jahr zu Jahr zu. Union
busting ist eine systema-
tische und professionell
geplante Bekämpfung
gewerkschaftlicher Inter-
essenvertretungen. In
einem kurzen Anima-
tionsfilm zeigt die DGB-
Rechtsschutz GmbH,
mit welchen Mitteln
vorgegangen wird und
wie sich Betriebsräte
dagegen wehren können.
Der Film ist zu sehen
unter http://tinyurl.
com/gqosmsb
Der DGB und die DGB-
Rechtsschutz GmbH ha-
ben auch eine eigene
Website zu diesem The-
menkomplex eingerich-
tet („ver.di news“ berich-
tete). Hier finden sich
auch Tipps und Hinweise,
wie Interessenvertretun-
gen auf derartige Versu-
che reagieren können.
www.stopunionbusting.
de

Besser abschneiden
FRiseuRhAndWeRk – ver.di startet Mitte Oktober bundesweite Tarifkampagne

leihARbeit – (pm) Die Tarifgemein-
schaft Leiharbeit des DGB hat sich
Anfang Oktober mit den Arbeitge-
berverbändenIGZundBAPzurersten
Verhandlungsrunde getroffen. Sie
fordert eine Erhöhung der Entgelte
um 6,0 Prozent, mindestens aber
um 70 Cent pro Stunde. Alle Ent-
geltgruppen sollen ohne Ost-West-
Unterschiede entlohnt werden. Die
Arbeitgeberseite will die Ost-West-
AngleichungfüralleEntgeltgruppen
frühestensnach48Monatenmöglich
machen.AußerdemsollendieLöhne
und Gehälter ab dem 1. Juli 2017 um
2,0 Prozent steigen. Das Angebot
ist für die Tarifgemeinschaft unan-

nehmbar.Weiter verhandeltwerden
soll im November.
www.dgb.de/tarifrunde-leihar
beit

Film- und FeRnsehschAFFende bei
ARd und zdF-pRoduktionen –
(pm)Freieundbefristetbeschäftigte
Mitarbeiter/innen inFernsehproduk-
tionsfirmen haben künftig einen
klar geregelten Anspruch auf Pen-
sionskassenzuschüsse durch dieAr-
beitgeber bei Filmproduktionen für
ARD und ZDF. ver.di und der Bun-
desverband Schauspiel (BFFS) ein-
igten sich mit ARD und ZDF sowie
der Produzentenallianz auf die so-

genannte„LimburgerLösung“. Jetzt
werden ihnen bei voll- und teilfi-
nanzierten Auftragsproduktionen
von ARD und ZDF die Arbeitgeber-
anteile zu 100 Prozent erstattet. Bei
geförderten Produktionen umfasst
dieErstattungdenArbeitgeberanteil
in Höhe des Finanzierungsanteils.
Die Kriterien für den Beitritt wie
WartezeitundMindestverdienst sol-
len gestrichen werden. Außerdem
werden sich ARD, ZDF und die Ge-
werkschaften bei den Filmförderin-
stitutionen für eine Anerkennung
derArbeitgeberanteile zurPensions-
kasse als kalkulierbare Kostenposi-
tionen einsetzen.

A n i m A t i o n
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Azubis im Friseurhandwerk

QUELLE: DGB-JUGEND: AUSBILDUNGSREPORT 2016

Ich erhalte einen Ausgleich für Überstunden

Ich erledige immer bzw. häufig ausbildungsfremde Tätigkeiten

Ich habe häufig oder immer Probleme bei der Erholung

Durchschnittliches Gehalt

im Westen

im Osten

48,0%

494 Euro

269 Euro

19,7%

38,7%

(pm) Der Personalmangel bei der
Postbank führt dazu, dass immer
mehr Postbank-Filialen zeitweilig
schließen müssen. Er ist die Folge
von Stellenabbau. Allein am 4. Ok-
tober 2016 waren nach ver.di-Re-
cherchen insgesamt50Filialenbun-
desweitausdiesemGrundganztägig
oder stundenweisegeschlossen.Die
Beschwerden von Kund/innen, die

Finanzgeschäfte oder Postdienst-
leistungen nachfragen und vor ver-
schlossenen Türen stehen, nehmen
nachver.di-Beobachtungenspürbar
zu.
„Es handelt sich dabei nicht mehr

nur um Einzelfälle aufgrund kurz-
fristiger Erkrankung von Beschäf-
tigten, sondernzunehmendumgra-
vierende Betriebseinschränkungen

aufgrund eines strukturellen Perso-
naldefizits“, sagte ver.di-Bundes-
vorstandsmitgliedChristophMeister.
Die Postbank AG habe zu Beginn
des Jahresdie Entscheidunggetrof-
fen, bei der Postbank Filialvertrieb
AG nahezu 600 Vollzeitkräfte ein-
zusparen, und begründete dies sei-
nerzeitmit einer rückläufigenNach-
frage nach Postdienstleistungen.

Filialen zeitweilig geschlossen
postbAnk – Folgen des Personalabbaus für Kund/innen deutlich spürbar



Gut wird es
gemeinsam
Urlaub, Tarifverträge, der
hart erkämpfte Mindest-
lohn – in Deutschland ist
vieles besser als anders-
wo. Doch gute Arbeits-
bedingungen fallen nicht
vom Himmel. Es gibt sie
vor allem immer dort,
wo Gewerkschaften viele
Mitglieder haben und
lange genug dafür ge-
kämpft wurde. Dieses
Ringen um gute Arbeit
muss immer wieder neu
passieren, denn es gibt
in Deutschland noch
einiges zu verbessern.
Auch hier gibt es noch
viel zu viele Menschen,
die prekäre Arbeit haben,
die immer wieder nur
befristete Stellen bekom-
men, und die so wenig
verdienen, dass es spä-
ter nicht einmal für eine
Rente in Würde reichen
wird. Es gibt Menschen,
die am Rande der Er-
schöpfung arbeiten, un-
bezahlte Überstunden
leisten und sogar krank
zur Arbeit gehen, wie
der DGB-Index Gute Ar-
beit seit Jahren belegt.
An diesen Problemen
müssen Gewerkschaften
und Mitglieder weiterar-
beiten. Und das müssen
wir vor allem gegenüber
Nichtmitgliedern immer
wieder klar machen: Die
Hände in den Schoß zu
legen und sich auf Min-
destlohn, Tariferhöhun-
gen und Co auszuruhen,
ist nicht der richtige
Weg.

(ml)Mehrals45MillionenMenschen
weltweit leben laut Global Slavery
Index der australischen Menschen-
rechtsorganisationWalk Free Foun-
dation im Jahr 2016 als Sklaven,
zwei Drittel davon in Asien. Der In-
ternationale Gewerkschaftsbund
(IGB)nenntalsdiezehnschlimmsten
Länder der Welt für erwerbstäti-
ge Menschen Weißrussland, China,
Kolumbien, Kambodscha, Guate-
mala, Indien, Iran, Katar, die Türkei
unddieVereinigtenArabischenEmi-
rate.
Ob moderne Sklaverei oder mie-

seste Arbeitsbedingungen, in den
genannten Ländern haben die Ar-

beitnehmer/innen nur sehr geringe
Chancen, über ihre Löhne und Ar-
beitsbedingungen zu verhandeln
und sie so zu verbessern. Kritische
undaktive Beschäftigte, die für ihre
Rechte kämpfen, werden unter an-
deremmitHaftstrafeneingeschüch-
tert.DieGrundrechte sind stark ein-
geschränkt.

AbschAFFung von
kindeRARbeit

Um weltweit für menschenwürdige
Arbeit zu kämpfen, hat der IGB seit
2008 alljährlich den 7. Oktober als
WelttagfürmenschenwürdigeArbeit,
auchTag fürGuteArbeit, ausgerufen.
An diesem Tag setzen sich weltweit
Menschenmit verschiedenenAktio-
nen für menschenwürdige Arbeit
ein, für die Abschaffung von Kin-
derarbeit, für Schutzrechte am Ar-
beitsplatz, für gleiche Rechte für
Frauen und für Lohngerechtigkeit.
AmWelttag für Gute Arbeit machen
auch die Gewerkschaften weltweit
mobil.
Der DGB und seine Mitgliedsge-

werkschaften fordern eine soziale
Welt, in der die grundlegenden
Rechte von Arbeitnehmer/innen
überall respektiert werden, in der

Kinder- und Sklavenarbeit abge-
schafft ist und es gerechte Löhne
undguteArbeitgibt. InDeutschland
können sich dieMenschen auf viele
Schutzrechte und soziale Errungen-
schaftenvorallemdeshalbverlassen,
weil es hier starke Gewerkschaften
gibt.

Hart erkämpft
menschenWüRdige ARbeit – Sklaverei ist immer noch weit verbreitet

(pm) Auf Initiative von ver.di ist An-
fang Oktober der Runde Tisch zur
Zukunft vonKaisers Tengelmann er-
neut zusammengekommen.Mit da-
bei waren der ver.di-Vorsitzende
Frank Bsirske, das für den Handel
zuständigever.di-Bundesvorstands-
mitgliedStefanieNutzenberger,Ede-
ka-VorstandMarkus Mosa, der Vor-
standsvorsitzende der Rewe-Group
Alain Caparros, der Besitzer der Un-
ternehmensgruppe Tengelmann,
Karl-Erivan Haub, Norma-Vorstand
Gerd Köber sowie Markant-Ge-
schäftsführer Franz-Friedrich Mül-
ler.
Die Parteien hatten sich auf das

Ziel verständigt, dass die Ministe-
rerlaubnis nachRücknahmeder an-
hängigen Beschwerden umgesetzt
werdenkannundbiszum17.Oktober
eine einvernehmliche Einigung ge-

funden wird. Deswegen wurde bis
zum 18. Oktober, nach Redaktions-
schluss dieser Ausgabe der „ver.di
news“, Stillschweigen vereinbart.
Allerdings wurden die Gespräche

Mitte Oktober vorzeitig von den be-
teiligtenUnternehmenabgebrochen.
ver.di-BundesvorstandsmitgliedSte-
fanie Nutzenberger konnte diesen
Abbruchnichtnachvollziehen.ver.di
werde auch jetzt noch alles daran
setzen, eine Zerschlagung des Un-
ternehmens zu verhindern.

lösung AuF bAsis deR
tARiFveRtRäge Finden

„Wir erwarten, dass alle Beteiligten
dazu ihren Beitrag leisten, auf der
Basis der Ministererlaubnis und da-
mitderTarifverträgezueiner Lösung
zu finden. Die Zukunft von 16 000

Menschen darf nicht aufs Spiel ge-
setzt werden“, sagte Stefanie Nut-
zenberger.

juRistische
AuseinAndeRsetzung

Hintergrund ist die vor zwei Jahren
verabredeteFusionvonKaiser’s Ten-
gelmann und Edeka. Das Bundes-
kartellamt hatte ein Veto eingelegt.
Dieses jedoch wurde von Bundes-
wirtschaftsminister Sigmar Gabriel,
SPD, mit einer Ministererlaubnis
aufgehoben.Diese liegtaberwegen
juristischer Auseinandersetzungen
auf Eis, weil mehrereWettbewerber
von Edeka Einspruch eingelegt hat-
ten. Um ihre Zukunft bangen rund
16 000 Beschäftigte in 400 Filialen
in Berlin, Bayern und Nordrhein-
Westfalen.

Gespräche vorzeitig abgebrochen
kAiseR’s tengelmAnn – Zukun der Beschäigten weiterhin unsicher

mARion lühRing ist
redakteurin der
„ver.di publik“

k o m m e n t A R

5t A R i F & b e t R i e b
··········································································································· ver.di news 15 · 22. Oktober 2016

Selbsttest Gute Arbeit
Wer wissen möchte, wie gut seine Arbeit
ist, kann auf der Website des DGB online
einen Selbsttest machen. Dazu müssen
42 Fragen beantwortet werden, zum Bei-
spiel zur Arbeitsplatzsicherheit, zum Be-
triebsklima, zum Sinngehalt der Arbeit
und zur Belastungssituation – wie etwa
den emotionalen und körperlichen Anfor-
derungen, der Arbeitszeitlage und der
Arbeitsintensität.
http://index-gute-arbeit.dgb.de/mein-
index

ver.di-Initiative
Die ver.di-Initiative Gute Arbeit
(https://innovation-gute-arbeit.verdi.de)
macht sich seit 2007 für Gute Arbeit
stark. Ein Fokus liegt darauf, beteili-
gungsorientierte Gute- Arbeit-Prozesse in
Betrieben und Verwaltungen gemeinsam
mit gewerkschaftlichen und Mitbestim-
mungs-Akteur/innen auf den Weg zu
bringen und zu unterstützen. Zentrale
Ansätze sind dabei die Perspektive und
Ideen der Beschäftigten. Denn sie sind
die Expert/innen und können ihre Ar-
beitsbedingungen am besten beurteilen.
Gerade in Zeiten des digitalen Wandels
ist gute Arbeitsgestaltung im Sinne der
Beschäftigten ein zentrales gewerk-
schaftliches Anliegen. ver.di hat als erste
Gewerkschaft Leitlinien für gute digitale
Arbeit entwickelt:
https://innovation-gute-arbeit.verdi.de/
themen/digitale-arbeit



(KU/spon/hem)WährendgroßeErb-
schaftenundVermögenvonGesetzes
wegen größtmöglichen Schutz ge-
nießen, werden Besitzer und Erben
kleinerer Vermögen, wenn sie in
Not geraten und auf Hartz IV ange-
wiesen sind, zur Schonung der
Staatskasse zunehmend enteignet,
auch mit Hilfe der Sozialgerichts-
barkeit.

immobilie zu gRoß geWoRden

So entschied das Bundessozialge-
richt (BSG) in Kassel am 12. Ok-tober
2016, dass ein Ehepaar aus dem
LandkreisAurich (Ostfriesland)keine
Hartz-IV-Leistungenmehrbekommt,
so lange es nicht sein Eigenheim
verkauft und von dem Erlös gelebt
hat,bisdasGeldalle ist.Begründung:
Die Immobilie sei nach dem Auszug
von drei der vier Kinder zu groß ge-
worden (Aktenzeichen: B 4 AS 4/16
R). Sie könne auch nicht mehr als
Schonvermögenangesehenwerden.
Für vier Bewohner seien noch 130

Quadratmeter geschützt gewesen,
zuletzt für drei Personen aber nur
noch 110 Quadratmeter. Haus und
Grundstück seien daher als Vermö-
gen anzusehen, dessen Verwertung
auch nicht offensichtlich unwirt-
schaftlich sei, so der 4. Senat des
Bundessozialgerichts. Bis zu einem
Verkauf könne die Familie Hartz IV
als Darlehen bekommen.
Dass die Angelegenheit auch an-

ders, nämlich gegenteilig bewertet
werden kann, zeigt das erstinstanz-
licheUrteildesSozialgerichtsAurich.
Es hatte entschieden, dass es sich
bei dem bei Einzug angemessenem
Hausgrundstück nach verfassungs-
konformer Auslegung des Gesetzes
um Schonvermögen handele (Ak-
tenzeichen: S 15 AS 63/10).
Im August 2016 hatte das Sozial-

gericht Mainz einen Hartz-IV-Be-
rechtigten per Urteil unter dem Ak-
tenzeichenS4AS921/15 verpflichtet,
gegenüber seiner Mutter seinen
Pflichterbteil aus demNachlass sei-
nes verstorbenen Vaters in Höhe

von 16 500 Euro geltend zu machen
(und sie notfalls zu verklagen), um
zunächst von diesem Geld zu leben,
bevor erwiederHartz IV bekommen
könne.

skRupel, die eigene mutteR zu
veRklAgen

Nach einem Bericht der Internet-
plattform www.kostenlose-urteile.
dewarderKlägereinerAufforderung
durch das Jobcenter nicht nachge-
kommen, seinen Anspruch geltend
zu machen, und hatte die Behörde
darauf hingewiesen, dass er dann
aufgrund der üblichen Pflichtteils-
strafklauselbeimTodeseinerMutter
vomErbevollständigausgeschlossen
würde.
Im Übrigen habe er Skrupel, den

Anspruch gegenüber seiner über
80 Jahre alten Mutter geltend zu
machen, die als Schwerbehinderte
und Pflegebedürftige laufend auf
ihrVermögenszurückgreifenmüsse,
um ihre Ausgaben zu bestreiten.

„Merkel muss weg“
musste einfach weg

(dpa/DAWR/ab) Wegen
„Sachbeschädigung“ ist
in Berlin Anfang Oktober
die Menschenrechtsakti-
vistin Irmela Mensah-
Schramm zu einer Geld-
strafe in Höhe von 30
Tagessätzen á 60 Euro
verurteilt worden, die
das Amtsgericht Tiergar-
ten aber für ein Jahr zur
Bewährung aussetzte.
Die 70-Jährige hatte im
Sommer im gutbürgerli-
chen Berliner Bezirk Zeh-
lendorf an der Wand
einer Unterführung die
Pegida-Parole „Merkel
muss weg!“ mit rosa
Sprühfarbe in „Merke!
Hass weg!“ verändert
und um zwei kleine
Herzchen ergänzt. Sowas
macht die studierte Heil-
pädagogin seit 30 Jahren,
und sie hat für ihren Ein-
satz gegen rechtsradika-
le Graffiti, Aufkleber und
Parolen bereits Auszeich-
nungen bis hin zur Bun-
desverdienstmedaille er-
halten. Der zuständige
Richter hatte im Prozess
zwar angeregt, das Ver-
fahren wegen geringer
Schuld einzustellen. Die
Vertreterin der Staatsan-
waltschaft lehnte das
aber ab und legte sogar
gegen das Urteil Beru-
fung ein, weil die bean-
tragte Geldstrafe zur
Bewährung ausgesetzt
wurde. „Und ich mache
natürlich weiter“, kün-
digte hingegen die „Tä-
terin“ an. Ihre Idee, Ha-
kenkreuze und andere
Symbole des Nazi-Ter-
rors zu übersprühen, ist
unter dem Stichwort
„Paintback“ inzwischen
in der Berliner Graffiti-
Szene aufgegriffen wor-
den. Auf der Website
www.hassvernichtet.de
findet sich mehr zu alle-
dem.
Aktenzeichen: 277 Cs
312/16
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Hartz-IV-Berechtigte enteignet
bundessoziAlgeRicht – Familie soll erstmal vom Verkauf ihres „zu großen“ Hauses leben
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bei jedem neuen kündigungs-
veRsuch ist deR betRiebsRAt eR-
neut AnzuhöRen – (bs) Erhalten
Beschäftigtemehrere Kündigungen
nacheinander, so muss der Arbeit-
geber den Betriebsrat für jede ein-
zelne Kündigung anhören. Bei einer
wiederholten Kündigung reiche es
nicht aus, den Betriebsrat nur in die
ersteKündigungeinzubeziehenund
bei späterenaufdieseEinbeziehung
zuverweisen.DieEntscheidungver-
braucht sich vielmehrmit der ersten
Kündigung. So hat das Landesar-
beitsgerichtSchleswig-Holsteinent-
schieden.EsgingesumdenCroupier
einer Spielbank,der sich–nachdem
derBetriebsratordnungsgemäßan-
gehört worden war – „die Papiere
holen“ konnte. Wegen eines Form-
fehlers war diese erste Kündigung
jedoch unwirksam.Der Arbeitgeber
kündigte erneut, diesmal jedoch
ohnedieAnhörungdesBetriebsrats.
Der Croupier wehrte sich deswegen
auch gegen die zweite Kündigung,
und das LAG gab ihm Recht. Der er-
neuteFehlerwardieNichtanhörung
des Betriebsrats
Aktenzeichen: 6 Sa 354/13

nAchtzuschlägenichtpFändbAR
– (bs) Nachtarbeitszuschläge auf
den Normallohn dürfen grundsätz-
lich nicht gepfändet werden. Der
Bundesgerichtshof sieht sie als „Er-
schwerniszuschläge” an, die nicht
denGläubigerneinesverschuldeten
Arbeitnehmers zugutekommen sol-
len. Bedingung ist, dass die Zu-
schläge nicht höher sind als 25
Prozent auf den üblichen Lohn.
Aktenzeichen: VII ZB 4/15

voR „dRuckkündigung“ betRoF-
FenenAnhöRen–(bs)Beabsichtigt
ein Arbeitgeber, durch eine so ge-
nannte Druckkündigung ein ge-
schütztes Arbeitsverhältnis (eines
Schwerbehinderten) zu beenden,
weil sich andere Beschäftigte über
den Kollegen mit der Ankündigung
beschwert hätten, bei seinem Ver-
bleib ihrerseits abzuwandern, so
hat er den Mann zuvor anzuhören.
Tut er das nicht, so ist eine dennoch
ausgesprocheneKündigungunwirk-
sam. Grundsätzlich ist der Arbeit-
geber im Vorfeld einer „Druckkün-
digung”verpflichtet, sichschützend
vor den Betroffenen zu stellen oder

auch zu planen, ihn „aus dem be-
treffenden Arbeitsfeld notfalls zu
versetzen”.
Aktenzeichen: 28 Ca 38/16

betRiebsRAt hAt umFAssenden
AnspRuch AuF beWeRbungsun-
teRlAgen – (bs/hem) Alle Jahre
wieder sieht sich die Arbeitsge-
richtsbarkeit mit Versuchen von Ar-
beitgebern konfrontiert, bestimmte
Rechte von betrieblichen Interes-
senvertretungen in Frage zu stellen,
obwohldie jeweiligenFragen längst
höchstrichterlich entschieden sind.
So musste der 1. Senat des Bundes-
arbeitsgericht jetzt erneut klar-
stellen: Der Arbeitgeber hat dem
Betriebsrat „sämtliche auf die Stel-
lenausschreibung eingegangenen
Bewerbungenmitallenpersönlichen
Angaben einschließlich der Zeug-
nisseunddesLebenslaufsvorzulegen,
damit dieser sich ein Bild machen
kann. Dazu gehört auch, dass Un-
terlagen, die der Arbeitgeber über
Bewerber erstellt hat, vorzulegen
sind,etwaPersonalfragebögenoder
Prüfungsergebnisse“.
Aktenzeichen: 1 ABR 58/13
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In der Regel
zu zwei

Was ist dein stärkstes
Argument für ver.di?
Nur mit vielen Mitglie-
dern kann man vernünf-
tige Tarifverträge errei-
chen und die Interessen
der Beschäftigten gut
vertreten. Es ist wichtig
organisiert zu sein, denn
gegenüber dem Arbeit-
geber hat man so gut
wie kaum Rechte. Die
Gewerkschaft hilft einem
dabei, seine Rechte
durchzusetzen.

Wie wirbst du
Mitglieder?
Wir gehen in der Regel
zu zweit auf Mitglieder-
werbung. Die Gespräche
führen wir am Woche-
nende in der Freizeit.
Dadurch haben wir aber
auch mehr Zeit, intensiv
in die Gespräche zu ge-
hen und die Hintergrün-
de, Nöte und Sorgen
herauszufinden. Ange-
fangen habe ich vor zwei
Jahren mit der Mitglie-
derwerbung. Schwierig
ist es, Leute mit Fremd-
sprachen zu greifen zu
kriegen, denn bei uns ar-
beiten mittlerweile Kolle-
ginnen u nd Kollegen
aus 67 verschiedenen
Nationen. Aber es gibt
Hilfen von ver.di. Die
Flugblätter werden in
immer mehr Sprachen
übersetzt.

(ml)UmdieMitgliederwerbungaus-
zuweitenundErfahrungswissenaus-
zutauschen, hat ver.di Ende Sep-
tember rund 100 Werber/innen zu
einer Tagungunter demTitel „Fokus
Mitglied 3.0 – Stärker werden mit
System!“ insbrandenburgischeWer-
der eingeladen. „Wir brauchen eine
starke Gewerkschaft und viele Mit-
glieder, damit auch unsere Kinder
undEnkelnoch ineiner lebenswerten
Gesellschaft ohneEllenbogen leben
können“, nannte Tagungs-Teilneh-
merin Karola Güth ihr stärkstes Ar-
gument.

positive ResonAnz AuF
stRAßenWeRbung

Neu ist das Konzept der Dialogwer-
bung,mitdemver.di 2015begonnen
hat. Die extra ausgebildeten Dialo-
ger/innen bringen an Straßenstän-
dendenMenschendieGewerkschaft
näher und stoßen auf positive Re-
sonanz.Daswill ver.dinutzen. „Viele
Menschen würden zwar in die Ge-
werkschaft eintreten, doch bislang
hat sienochniemandgefragt“,weiß
Sigrid Dahm.

Am Beispiel eines Bezirks während
der Tarifverhandlungen der Sozial-
und Erziehungsdienste wurde den
Seminarteilnehmer/innen gezeigt,
wie Mitglieder im Rahmen von Ta-
rifauseinandersetzungenmobilisiert
undneueMitgliedergewonnenwer-
den können. „Es ist wichtig, bun-
desweit viele Mitglieder zu haben,
um auch einen bundesweiten Tarif-
vertragabschließenzukönnen.Dafür
brauchen wir Strategien“, begrün-
dete Wolfgang Seitz sein Engage-
ment als Werber.
Jeffrey Raffo vom Organizing-Er-

schließungsteam Nordrhein-West-
falen gab Einblicke in die systema-
tische Mitgliedergewinnung in
BetriebenundBranchen.AlsHaupt-
kriterium, um ein Projekt zu be-
ginnen, nannte er, dass es auch
gewinnbar sein müsse. Auswahl-
kriterien seien hierbei zum Beispiel,
dass genügend potenzielle ver.di-
Mitgliedere dort arbeiten, keine
Konkurrenz zu anderen Gewerk-
schaften besteht sowie Branchen-
kenntnisse vorhanden sind, an die
ver.di anknüpfen kann, und die
mögliche Nachbetreuung.

WerberinStefanieBlauthbegründete
ihr Interesse am Seminar wie folgt:
„Ich möchte wissen, wie es bundes-
weit läuft, um davon zu lernen.“
Und Seminarteilnehmer Jürgen

Kallert, der selbst schon hunderte
Mitglieder geworben hat, möchte
die auf dem Seminar erworbenen
Informationen selbstverständlich
auch an seine Kolleg/innen im Be-
trieb weitergeben.Sein Werbekon-
zept: „ver.di ist einegute Sache, das
kann man gut erklären. So werbe
ich.“

mobilisieRung übeR
sociAl mediA

In mehreren Workshops ging es
auch um praktische Tipps bei der
Mitgliederwerbung auf der Straße,
am Telefon und in sozialen Netzen.
„Bei der Mitgliedergewinnung und
Mobilisierung über Social Media
muss ich zum Beispiel auch immer
an den Schutz der Mitgliederdaten
denken“,erklärteBarbaraHackenjos
vom ver.di-Mitgliedernetz in einem
der Workshops.
http://stark-mit-dir.verdi.de

Stärkerwerdenmit System
mitgliedeRWeRbung – Tagung mit über 100 Werber/innen und Aktiven

sAschA kRAFt
arbeitet in der berliner
charité im facility
management

i n t e R v i e W
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(red.) Mit der Qualifizierungsreihe
„Qualifiziertmit.bestimmen“ richtet
sich der ver.di-Bereich Mitbestim-
mung speziell an die Mitglieder in
Aufsichtsräten von Kapitalgesell-
schaften sowie vonBankenundVer-
sicherungen. DieWeiterbildung en-

detmit einemUniversitätsabschluss.
Sie besteht aus drei jeweils dreitä-
gigen Modulen, die alle absolviert
werdenmüssen. Sie finden im kom-
mendenJahr inverschiedenenver.di-
Bildungsstättenstatt.Daranschließt
sichAnfang2018ein Transferworks-

hopan,ummit einemgewissenzeit-
lichen Abstand über die Umsetzung
des Gelernten in die Praxis reflek-
tieren zu können. Ausgerichtetwird
die Qualifizierungsreihe von ver.di
Bildung+Beratung.
http://tinyurl.com/zx93pt7

Qualifiziertmit.bestimmen
Reihe -Weiterbildung für Mitglieder in Aufsichtsräten endet mit Universitätsabschluss

(red.) Der ver.di-Gewerkschaftsrat
hat inseinerSitzungEndeSeptember
auch die ver.di-Wahllisten für die
Sozialwahlen im kommenden Jahr
verabschiedet. Damit ist aus Ge-
werkschaftssicht ein weiterer ent-
scheidender Schritt für die dritt-
größte Wahl in der Bundesrepublik
geschafft. Alle sechs Jahre werden
inDeutschlanddieVersichertenpar-
lamente neu gewählt. Voraussicht-
lich ab März werden die Wahlun-

terlagen verschickt. Wer sich ge-
nauer darüber informieren oder im
Kreis von Kolleg/innen für die Wahl
werbenmöchte,kanndazudieFilme
aus der Viola-Reihe nutzen, die der
Bereich Arbeitsmarkt- und Sozial-
politik für diesen Anlass in Auftrag
gegeben hat.
Der zweite Film dieser Reihe ist

gerade fertig geworden. Darin er-
klärt die ver.di-Versichertenälteste
Viola, was Sozialwahlen eigentlich

sind. „Ohne dieMitwirkung der Ge-
werkschafter und Gewerkschafte-
rinnen in der Sozialversicherung,
das wird deutlich, wären die An-
sprüche der Versicherten dort
schlechterdurchzusetzen“,heißt es
im Text zu dem Film. Denn „Selbst-
verwaltung ist Selbstgestaltung“ –
und dabei soll es bleiben.
https://arbeitsmarkt-und-sozial
politik.verdi.de/selbstverwaltung/
sozialwahlen

Selbstverwaltung ist Selbstgestaltung
soziAlWAhlen – Vorbereitungen für die drittgrößte Wahl verlaufen bei ver.di nach Plan



Trotz oder
wegen?

„Es muss nicht immer
Humor sein, wenn

man trotzdem lacht.”

Joseph W. Huber,
Berliner Mail-Art

Künstler (1951 - 2002)

Die 12. Frauenalterssicherungskon-
ferenz Anfang September war der
ver.di-Auftakt zurRentenkampagne
der Gewerkschaften. Nach wie vor
verdienen Frauen deutlich weniger
als Männer. Sozial ungenügend ab-
gesicherte Jobs,eingeringesEntgelt
oder Wechselfälle des Lebens, wie
eineScheidung, führenautomatisch
zu niedrigen Renten. Und davon
sind deutlich häufiger Frauen be-
troffen.Hinzukommt,dassdasRen-
tenniveau,dasdieLeistungsfähigkeit
dergesetzlichenRentenversicherung
beschreibt, über Jahre hinweg von
der Politik abgesenkt worden ist.
Einknapp fünfminütigerFilmzusam-
menschnitt von der Konferenz fasst
die wichtigsten Botschaften und Er-
eignisse der ver.di-Konferenz zu-
sammen.
http://tinyurl.com/hbbf6eh

Irgendetwas läuft falsch mit der
Wirtschaft,denÖkonomenundderen
Forschung. Als plakatives Beispiel
nenntdieWirtschaftsjournalistinUl-
rike Herrmann die britische Königin
Elisabeth II, die nach dem Finanz-
crash im Jahr 2008 fragt, warumdas
denn niemand vorhergesehen habe.
Die Antwort des vermeintlichen Fi-
nanzsachverstands ihresLandes lau-
tete, hier habe die „kollektive Vor-
stellungskraftvielerklugerMenschen
versagt“.
Dochwarumversagendiesevielen

klugen Menschen, weltweit und
auch bei durchausweniger komple-
xenFragen?DieserFragegehtUlrike
Herrmann in ihrem neuesten Buch
nach. Dabei stellt sie fest, dass die
von ihr als Mainstream-Ökonomie
bezeichnete Lehre beharrlich an
Dogmenfesthält,dassdieNeoklassik
sich unangreifbar gemacht hat –
obwohl real existierendeKrisenund
deren mangelhafte bis fehlende Er-
klärungdeutlichmachen,dassdiese

Theorien nicht stimmen können.
Stattdessen greift Herrmann auf

Adam Smith, Karl Marx und John
MaynardKeyneszurück–Ökonomen,
die in der wirtschaftlichen Lehre
vielerUniversitäten kaumnocheine
Rolle spielen. Als gestrigwerden sie
verunglimpft,dabeigehtdieheutige
Lehre oft noch von einem Bild der
Wirtschaft als Tauschhandel aus.
„Unbeirrt nimmt die Neoklassik

an, dass die ,Finanzmärkte’ echte
Märkteseien,aufdenensichnormale
Preise bilden“, schreibt Herrmann.
Dass dies offensichtlich falsch ist,
erklärtsieamVergleichmitKartoffeln.
Werdendieteurer,kaufendieKunden
Nudeln. Je teurer jedoch Aktien
werden, desto größer ist die Nach-
frage. Auch die Wirtschaften inner-
halb der Eurozone seien zu unter-
schiedlich, um als gemeinsame
Wirtschaft funktionieren zu können.
So konnte Deutschland seinen viel-
gerühmten Exportüberschuss nur
auf Kosten von Ländern wie Grie-

chenlanderwirtschaften–dasEnde
dieses ungleichen Wettbewerbs ist
bekannt.
Also ist Herrmanns Buch ein Plä-

doyer für die drei Genannten und
ihre Theorien. Sie stellt die in ihren
Augen „klügsten Theoretiker“ aus-
führlich vor und zeigt, warum ihre
Erkenntnisse auch heute durchaus
noch passend sind und die besten
Antworten bzw. Anregungen für
eine aktuelle Wirtschaftspolitik lie-
fernkönnen.DenKapitalismussieht
sie durchaus als das „einzige dyna-
mische soziale System, das die
Menschheit je hervorgebracht hat“.
Deswegen fordert sie: „Die Ökono-
mie sollte ihn erforschen, statt ihn
aus ihrer Theorie zu verbannen.“
Diese Aufforderung geht sicherlich
an die Studierenden der Ökonomie,
denen sie das Buch gewidmet hat.
Aber dieseWidmung istmindestens
auf alle an der Ökonomie Interes-
sierten auszuweiten.

Heike Langenberg

ulrike herrmann:
kein kApitAlismus ist
Auch keine lösung.
die krise der heutigen
ökonomie oder was wir
von smith, marx und
keynes lernen können,
westend-verlag, frank-
furt/main, 288 seiten,
18,00 euro,
isbn 978-3864891410

Auf der Stelle (ge)treten – Ar-
beitsrechtsverletzungen in der indi-
schen Schuh- und Lederindustrie
sind das Thema in der nächsten Ver-
anstaltung aus der ver.di-Reihe
Sichtweisen. Sie findet am 7. No-
vember in der ver.di-Bundesverwal-
tung inBerlin statt. Erwartetwerden
auch Gäste aus Indien, darunter
Salman Ansari, der in der indischen
Schuh- und Lederindustrie arbeitet,
und die Soziologin Avantee Bansal,
die freiberuflich für die „Change
Your Shoes“-Partnerorganisation
„Society forLabourandDevelopment“
tätig ist. Außerdem ist Bernd Hinz-
mann mit auf dem Podium, der als
Referent für die „Kampagne für Sau-
bere Kleidung“ und Change Your
Shoes beim INKOTA-Netzwerk ar-
beitet.Mehr Infos: sichtweisen@ver
di.de

Gute Arbeit zeichnet sich durch
eine beteiligungsorientierte und
menschengerechte Arbeitsgestal-
tung aus. Die Arbeit mit Menschen,
die sogenannte Interaktionsarbeit
steht dabei bisher jedoch kaum im
Fokus. Dass will ver.di mit der Kon-
ferenz Arbeiten mit Menschen
am 18. November in der ver.di-Bun-
desverwaltung inBerlin ändern. Sie
istderAuftakteinerVeranstaltungs-
reihe. Mehr Infos: https://innova
tion-gute-arbeit.verdi.de
Der 12. Workshop Europäische

Tarifpolitik, ausgerichtet von der
TarifpolitischenGrundsatzabteilung
von ver.di, findet am 16. Februar
2017 statt. InhaltlicherSchwerpunkt
ist die Stärkung der Tarifpolitik.
Mehr Infos zu Programm und An-
meldung werden noch bekannt ge-
geben.

Smith,Marx, Keynes
– Ulrike Herrmanns Kritik an der heutigen wirtschaswissenschalichen Forschung
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